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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Stratmann und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/1874 — 


Verdrängung heimischer Steinkohle durch die Atomenergie und Verhinderung 
einer rationellen und umweltentlastenden Energieversorgung in Hannover 


Der Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft III B 1 - 
10 51 31 - III B 2- 02 51 82/10- hat mit Schreiben vom 31. August 
1984 namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 

Der für die Energieaufsicht zuständige niedersächsische Minister 
für Wirtschaft und Verkehr hat die Errichtung des Heizkraftwerks 
Höver in Hannover aus Gründen des Gemeinwohls gemäß § 4 des 
Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) untersagt und diese Untersa- 
gung im wesentlichen damit begründet, daß 

— für die Stadtwerke Hannover ein Strombezug von der Preußen- 
elektra deutlich preisgünstiger sei als die beabsichtigte Eigen- 
erzeugung im Heizkraftwerk Höver und außerdem 

— ein Bedarf von zusätzlicher Stromerzeugungskapazität in der 
Größenordnung des HKW Höver auch bei Zugrundelegung des 
von den Stadtwerken Hannover prognostizierten Stromab- 
satzes nicht nachgewiesen sei. 

Es ist nicht Aufgabe der Bundesregierung, die Entscheidung des 
niedersächsischen Ministers für Wirtschaft und Verkehr auf ihre 
Zweckmäßigkeit zu überprüfen. Die Länder führen das Energie- 
wirtschaftsgesetz gemäß Artikel 83 des Grundgesetzes als eigene 
Angelegenheit aus. Die Entscheidung unterliegt der Nachprüfung 
durch die Verwaltungsgerichte. 


1. a) Stimmt die Bundesregierung mit der Auffassung der GRÜNEN 
überein, daß das Stromlieferungsangebot der PREAG ein markt- 
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verzerrendes Dumpingangebot darstellt, und wenn nein, wie 
begründet sie dieses angesichts der vorliegenden Gutachten des 
Energiewirtschaftlichen Instituts Köln und des Battelle-Instituts? 

Die Bundesregierung stimmt nicht mit der Auffassung der 
GRÜNEN überein, daß das Stromlieferungsangebot der Preußen- 
elektra schon deshalb ein Dumpingangebot darstellt, weil es gün- 
stiger ist als ein Strombezug aus einem neu zu errichtenden 
Heizkraftwerk Höver. Im Gegensatz zur Auffassung der GRÜNEN 
stützen auch die vorliegenden Gutachten diese Behauptung nicht. 
Das Gutachten des Energiewirtschaftlichen Instituts der Univer- 
sität Köln untersucht und bejaht die Kostenkonkurrenzfähigkeit 
des Heizkraftwerks Höver im Vergleich zu einem neu zu errich- 
tenden Kernkraftwerk. Dabei wird in dem Gutachten die Bedeu- 
tung besonders günstiger Fernwärme-Randbedingungen in Han- 
nover (keine fernwärmetypischen Anlaufverluste, Gebiet hoher 
Wärmedichte und fortgeschrittener Abgabedichte) für dieses 
Ergebnis unterstrichen. Die in einem früheren Gutachten des 
Energiewirtschaftlichen Instituts festgestellten Kostenvorteile der 
Kernenergie gegenüber der Steinkohlenverstromung seien des- 
halb auch nach wie vor gültig. Die Stromerzeugungskosten aus 
einem neu zu errichtenden Kernkraftwerk sind generell höher als 
die durchschnittlichen Stromerzeugungskosten eines EVU, weil 
die Kosten der Errichtung von Kraftwerken seit Jahren erhebliche 
Steigerungsraten verzeichnen und weil sich außerdem die Strom- 
erzeugung in älteren bereits abgeschriebenen Anlagen günstig 
auf die Durchschnittskosten auswirkt. Das Gutachten des Ener- 
giewirtschaftlichen Instituts kann deshalb nicht als Beweis oder 
auch nur als Indiz dafür angesehen werden, daß das Angebot der 
PREAG unterhalb der Eigenerzeugungskosten kalkuliert wurde. 
Das ebenfalls als Beweis angeführte Gutachten des Battelle-Insti- 
tuts untersucht Volks- und regionalwirtschaftliche Aspekte des 
HKW Höver, ohne vergleichende Aussagen zu den Stromerzeu- 
gungskosten zu machen. 


b) Gedenkt die Bundesregierung, kartellrechtliche Schritte gegen 
die Entscheidung der niedersächsischen Wirtschaftsministerin zu 
unternehmen? 


Die Entscheidung des niedersächsischen Ministers für Wirtschaft 
und Verkehr gemäß § 4 EnWG unterliegt keiner kartellbehörd- 
lichen Kontrolle. 


2. Nach Auffassung der Fraktion der GRÜNEN beschneidet die Ent- 
scheidung der niedersächsischen Wirtschaftsministerin die gemeind- 
liche Selbstverwaltungsgarantie nach Artikel 28 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes. Was gedenkt die Bundesregierung angesichts dieser Tat- 
sache zu tun, um die gemeindliche Selbstverwaltungshoheit im 
Bereich der Energieversorgung zu sichern und zu verbessern? 


Nach Artikel 28 Abs. 2 des Grundgesetzes muß den Gemeinden 
das Recht gewährleistet sein, alle Angelegenheiten der örtlichen 
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Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung 
zu regeln. Betätigt sich eine Gemeinde auf dem Gebiet der Ener- 
gieversorgung, gelten hierfür die allgemeinen Gesetze, also auch 
§ 4 des Energiewirtschaftsgesetzes. Von einem Verstoß gegen die 
Selbstverwaltungsgarantie könnte erst gesprochen werden, wenn 
durch die behördliche Entscheidung in den Kernbereich der 
gemeindlichen Selbstverwaltung eingegriffen würde. Die Bun- 
desregierung hat keine Anhaltspunkte dafür, daß diese Voraus- 
setzungen erfüllt wären. 

Die Bundesregierung bemüht sich, auch im Bereich der Energie- 
versorgung den Spielraum für eigenverantwortliche unterneh- 
merische Entscheidungen soweit wie möglich offenzuhalten. Mit 
§ 4 des Energiewirtschaftsgesetzes werden hier äußerste Grenzen 
dieses Spielraums gezogen. Diese Bemühungen kommen auch 
den Gemeinden bei ihren Entscheidungen zur Regelung ihrer 
Energieversorgung zugute. 


3. Die Tatsache, daß die Untersagungsentscheidung mit dem Erforder- 
nis der „billigen" Energieversorgung (Präambel des Energiewirt- 
schaftsgesetzes vom 13. Dezember 1935) begründet wurde, zeigt 
nach Auffassung der GRÜNEN, daß das Gesetz zur Durchsetzung 
der Ziele einer rationellen, umweltschonenden, sicheren und preis- 
günstigen Energieversorgung nicht ausreicht. Stimmt die Bundes- 
regierung der Auffassung der Fraktion der GRÜNEN zu, daß das 
Gesetz zumindest dahin gehend geändert werden sollte, daß 

a) der Begriff der „billigen" Energieversorgung genauer definiert 
werden sollte, um für die Zukunft auszuschließen, daß nicht- 
kostengerechte Dumpingangebote von Unternehmen mit markt- 
beherrschender Stellung zur Grundlage für Genehmigungsent- 
scheidungen erhoben werden können, 

b) die Maximen der Umwelt- und Ressourcenschonung im Gesetz 
explizit verankert werden, 

und wenn nein, wie begründet sie dieses? 

a) Die Energieaufsicht kann nach § 4 des Energiewirtschafts- 
gesetzes die Investitionen der Elektrizitäts- und Gasversor- 
gungsunternehmen beanstanden und gegebenenfalls unter- 
sagen, wenn Gründe des Gemeinwohls dies erfordern. In ihrer 
Antwort vom 8. Dezember 1983 auf eine Kleine Anfrage der 
SPD (Drucksache 10/800, zu Frage 4) hat die Bundesregierung 
bereits darauf hingewiesen, daß der Begriff „Gemeinwohl" im 
Energiewirtschaftsgesetz durch die Zielsetzungen Sicherheit 
und Preisgünstigkeit der Versorgung konkretisiert wird. Die 
Bundesregierung hat in diesem Zusammenhang dargelegt, daß 
auch Gesichtspunkte einer rationellen und sparsamen Energie- 
verwendung wesentliche Voraussetzungen für eine auch künf- 
tig sichere Versorgung darstellen und damit bei der Entschei- 
dung gemäß § 4 EnWG zu berücksichtigen sind. Damit wird 
zugleich auch die Zielsetzung einer Energieversorgung „so 
billig wie möglich" relativiert. Einer besonderen gesetzlichen 
Interpretation des Begriffs billige Energieversorgung bedarf es 
nach Auffassung der Bundesregierung nicht. 

b) Die Bundesregierung hat in der o. g. Antwort ausgeführt, daß 
die Ziele des Umweltschutzes im Rahmen selbständiger 
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Genehmigungsverfahren berücksichtigt werden. Diese Verfah- 
ren haben naturgemäß nicht die Aufgabe, die 
energiewirtschaftliche Notwendigkeit eines Vorhabens und 
etwaige Alternativen unter energiewirtschaftlichen Gesichts- 
punkten zu beurteüen. Andererseits geht die Bundesregierung 
davon aus, daß aber auch im Verfahren der Energieaufsicht 
umweltpolitische Aspekte nicht außer Betracht bleiben dürfen. 
Inwieweit die bestehenden energierechtlichen und energie- 
wirtschaftlichen Möglichkeiten zur rationellen und umweltge- 
rechten Gestaltung der Energieversorgung geeignet sind und 
im Einzelfall genutzt werden, wird deshalb im Rahmen der 
Wirtschaftsministerkonferenz der Länder unter Beteiligung der 
Bundesregierung geprüft. Die Vorschläge der Arbeitsgruppe 
„Energie und Umwelt“ der Umweltministerkonferenz zur 
Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes werden derzeit 
noch zwischen den beteiligten Ressorts sowie mit Verbandsex- 
perten diskutiert. 
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